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A. Mündliche Fragen gemäß I. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


1. Abgeordneter In welchem Verhältnis steht die Zahl der 
Immer hauptamtlichen Bewährungshelfer zu der Zahl 

(SPD) der zu betreuenden Personen? 


2. Abgeordneter 

Immer 


(SPD) 


Inwieweit ist die Bundesregierung in der Lage 
und bereit, darauf hinzuwirken, daß die Zahl 
der Bewährungshelfer erhöht wird, da von 
einem besseren Verhältnis zwischen der Zahl 
der hauptamtlichen Bewährungshelfer und der 
Zahl der zu Betreuenden die Erfolgsaussicht 
für eine Vermeidung bzw. Verringerung von 
Rückfalldelikten abhängt? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


3. Abgeordneter 

Engelsberger 
- (CDU/CSU) 


4. Abgeordneter 
Engelsberger 
(CDU/CSU) 


5. Abgeordneter 
Dr. Ahrens 


(SPD) 


6. Abgeordneter 
Dr, Ahrens 


(SPD) 


7. Abgeordneter 

Milz 

(CDU/CSU) 


Was hat die Bundesregierung veranlaßt, um 
im staatlichen und nichtstaatlichen Bereich des 
Inlands und des Auslands den Gebrauch des 
kommunistisch lancierten Kürzels „BRD" zu 
verhindern? 

Ist die Bundesregierung der Meinung, daß das 
Kürzel „BRD" dem Staatsbewußtsein und Na- 
tionalverständnis der Bundesrepublik Deutsch- 
land gerecht wird? 

Welche Gründe hindern die Bundesregierung 
am Abschluß der Verhandlungen über die 
Europäische Konvention zum Schutz interna- 
tionaler Gewässer vor Verschmutzung, und bis 
zu welchem Zeitpunkt rechnet sie mit deren 
Auflegung zur Unterzeichnung? 

In welcher Weise gedenkt die Bundesregie- 
rung, sich an der Realisierung der detaillierten 
Vorschläge zu Fragen des Süßwasserschutzes, 
die in der Empfehlung 754 der Parlamentari- 
schen Versammlung des Europarats enthalten 
sind, zu beteiligen? 

Reichen die Aufwendungen für Schallschutz- 
maßnahmen in Höhe von 100 DM je anerkann- 
ter Quadratmeter Wohnfläche auf Grund des 
Gesetzes zum Schutz gegen Fluglärm vom 
30. März 1971 in bezug auf militärische und 
zivile Flugplätze aus, und wie kann eine An- 
gleichung an den inzwischen veränderten und 
erhöhten Baukostenindex erreicht werden? 
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8. Abgeordneter 

Dr. Hauser 

(Sasbach) 

(CDU/CSU) 


9. Abgeordneter 

Dr. Hauser 

(Sasbach) 

(CDU/CSU) 


10. Abgeordneter 
Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 

11. Abgeordneter 
Thürk 
(CDU/CSU) 


12. Abgeordneter 
Thürk 
(CDU/CSU) 


Hält die Bundesregierung die Ermächtigung 
zum Erlaß einer Gebührenregelung, wie sie in 
§ 327 Abs. 2 a. F. des Lastenausgleichsgesetzes 
enthalten war, mit Artikel 80 Abs. 1 Satz 2 
des Grundgesetzes für vereinbar und damit 
die auf Grund dieser Ermächtigung erlassene 
4. LeistungsDV-LA vom 24. August 1953 für 
wirksam, nachdem das Bundesverfassungsge- 
richt 1966 die in der nämlichen Vorschrift ent- 
haltene Ermächtigung zum Erlaß einer Zulas- 
sungsregelung von Personen, die Vertretun- 
gen in Verfahren vor den Ausgleichsbehörden 
übernehmen, für nichtig erklärt hat? 

Hält die Bundesregierung — falls die erste 
Frage bejaht wird — die in § 10 der 4. Lei- 
stungsDV-LA festgelegten Pauschbeträge von 
5 DM für die Vertretung bei Anträgen auf 
Schadensfeststellung, auf Gewährung von 
Kriegsschadensrente, Hausratsentschädigung, 
Wohnraumhilfe oder von Leistungen aus dem 
Härtefonds, sowie die anderen dort bestimm- 
ten Pauschgebühren, die sich bei Vertretung in 
einem Feststellungsverfahren sogar noch auf 
Vio der Gebühr ermäßigen, für ein angemes- 
senes Entgelt dieser Tätigkeit? 

Trifft es zu, daß die SED der DDR jährlich 
rund 30 Millionen DM für die Deutsche Kom- 
munistische Partei (DKP) in der Bundesrepu- 
blik Deutschland zur Verfügung stellt? 

Glaubt die Bundesregierung immer noch, daß 
das im Sommer 1971 vor der Energiekrise und 
unter fast absoluter Berücksichtigung der Pro- 
bleme des Umweltschutzes beschlossene Ben- 
zin-Bleigesetz am 1. Januar 1976 unverändert 
in Kraft treten kann, obwohl sachkundige Fach- 
organisationen wie Sachverständige aus Tech- 
nik und Chemie darin einig sind, daß bei hoch- 
verdichtenden Motoren durch bleiarmes Su- 
perbenzin (0,15 g/1) mit hoher Wahrscheinlich- 
keit schwere Schäden entstehen, weil ein Su- 
perbenzin mit einer Motoroktanzahl von 
90 MOZ noch nicht bereitgestellt werden kann 
und gleichwertige Ersatzkraftstoffe (z. B. Me- 
thanol) oder Benzinzusätze noch nicht oder in 
nicht ausreichendem Umfang zur Verfügung 
stehen? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Be- 
hauptung von Sachverständigen, daß auch 
neu eingestellte oder umgebaute Motoren zum 
Erreichen gleicher Transportleistungen erheb- 
lich mehr Kraftstoff verbrauchen werden, daß 
dadurch zwar ein prozentual geringerer Blei- 
gehalt im Abgas enthalten sein, sich aber 
insgesamt die Menge an giftigen und karzino- 
genen Stoffen erhöhen wird, daß die Raffine- 
rien zur Herstellung von bleiarmem Benzin 
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mehr Erdöl verarbeiten müssen und daß somit 
dem Energiesparprogramm durch erhöhten 
Ölverbrauch entgegengewirkt wird, während 
die Schädigung der Umwelt und der mensch- 
lichen Gesundheit nicht vermindert, sondern 
nur verändert wird? 

13. Abgeordneter Entspricht es den Vorstellungen der Bundes- 

Dr. Kraske regierung von den Grundsätzen des Berufs- 

(CDU/CSU) Beamtentums und billigt es die Bundesregie- 

rung, wenn zwischen der Parteizugehörigkeit 
eines Beamten und der Leistungsfähigkeit der 
von ihm geleiteten Behörde ein unmittelbarer 
und ursächlicher Zusammenhang hergestellt 
wird? 

14. Abgeordneter Was hat die Bundesregierung getan bzw, was 

Dr. Kraske beabsichtigt sie zu tun, um der öffentlich 

(CDU/CSU) erhobenen und mit einem Bild von Minister- 

präsident Kühn illustrierten Behauptung ent- 
gegenzutreten, seit ein Sozialdemokrat die 
Führung des Bundeskriminalamts übernommen 
habe, hätten es die Verbrecher schwerer als 
früher? 

15. Abgeordnete Wie bewertet die Bundesregierung Pressever- 

Frau Pack Öffentlichungen, daß die Anwendung des Ben- 

(CDWCSU) zin-Bleigesetzes im Falle von Superbenzin zu 

einer Steigerung des Kraftstoffverbrauchs um 
10% bis 15% führt? 

16. Abgeordnete Für den Fall, daß diese Berechnungen stimmen, 

Frau Pack wie bewertet die Bundesregierung diese Ent- 

(CDU/CSU) Wicklung im Hinblick auf die starke Abhängig- 

keit der Bundesrepublik Deutschland von 
Mineralölimporten, und denkt sie unter diesen 
Gegebenheiten an eine Novellierung des Ben- 
zin-Bleigesetzes? 

17. Abgeordneter Sind der Bundesregierung Pressemeldungen 

Schröder bekannt, nach denen auf holländischer Seite 

(Wilhelminenhof) in Kürze doch eine sogenannte „Smeerpijp“ in 
(CDU/CSU) Betrieb genommen werden soll, die Schmutz- 

wasser in einer Menge von 3 Millionen Ein- 
wohnergleichwerten in den Dollart einleiten 
wird? 

18. Abgeordneter Ist von den niederländischen Behörden die vor 

Schröder einigen Jahren von dem damals amtierenden 

(Wilhelminenhof) Minister Drees gegebene Zusage eingehalten 
(CDU/CSU) worden, wonach nur vorgeklärte Abwässer in 

den Dollart eingeleitet werden sollen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


19. Abgeordneter Trifft es zu, daß durch die Steuerreform frei- 
Braun beruflich tätige Behinderte über 50 Jahre ab 

(CDU/CSU) 1. Januar 1975 steuerlich wesentlich stärker 

als vorher belastet werden? 
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20. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
Braun diese Härten zu beseitigen? 

(CDU/CSU) 


21. Abgeordneter Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 

Flämig der Begriff „dauernd pflegebedürftig" im Ein- 

(SPD) kommensteuerrecht analog dem Begriff der 

Schwerbeschädigung so zu interpretieren und 
zu handhaben ist, daß die Pflegebedürftigkeit 
nicht auf eine Kriegsverletzung zurückgehen 
muß, sondern daß Pflegebedürftigkeit unab- 
hängig von dem Anlaß Aufwendungen hervor- 
ruft und daß sie deshalb in jedem Fall zur 
Gewährung des dafür vorgesehenen Freibe- 
trags führen muß? 


22. Abgeordneter 
Schröder 
(Lüneburg) 

{CDU/CSU) 


Trifft eine Pressemeldung zu, derzufolge die 
Unternehmen, an denen der Bund beteiligt ist, 
bis zum 30. Juni 1975 für rund fünf Milliarden 
DM investieren wollen, wenn ja, welche Unter- 
nehmen mit welchen Investitionsvorhaben 
(einschließlich Zahlenangaben) sind gemeint, 
und in welchem Umfange handelt es sich hier- 
bei um die Durchführung langfristig geplanter 
oder aus konjunkturpolitischen Gründen kurz- 
fristig veranlaßter zusätzlicher Investitionen? 


23. Abgeordneter 
Schröder 
(Lüneburg) 
(CDU/CSU) 


In welcher Weise und in welchem Umfange 
berücksichtigen die Unternehmen mit maßgeb- 
licher Bundesbeteiligung bei der Vergabe der 
mit den in der vorhergehenden Frage ange- 
sprochenen Investitionen verbundenen Auf- 
träge auch die regional- und strukturpoliti- 
schen Zielvorstellungen der Bundesregierung, 
konkret, wie viele dieser Aufträge gehen an 
Unternehmen in den strukturschwachen Ge- 
bieten der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesse- 
rung der regionalen Wirtschaftsstruktur" und 
wie viele davon in die Zonenrandgebiete? 


24. Abgeordneter 
Grobecker 


(SPD) 


Ist es richtig, daß Vermessungsschiffe, die 
Energielagerstätten auf dem Meeresboden ver- 
messen, steuerlich als Forschungsschiffe einge- 
stuft sind, obwohl sie keine Forschung betrei- 
ben? 


25. Abgeordneter 
Dr. Luda 


(CDU/CSU) 


Treffen Meldungen in dem Magazin „Spiegel" 
vom 7. April 1975 zu, daß ein Berater des Bun- 
desfinanzministers Dr. Apel zu der schleppen- 
den Inanspruchnahme der Förderung aus dem 
Konjunkturprogramm für die Regionen, deren 
Arbeitslosenzahl um 0,5'Vo über dem Durch- 
schnitt liegen, gesagt haben soll: „Da unsere 
Kassen leer sind, freuen wir uns über jeden 
Groschen, der nicht ausgegeben wird", und ist 
die Bundesregierung gegebenenfalls bereit, 
sich von solchen Äußerungen zu distanzieren? 
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26. Abgeordneter Trifft es nicht vielmehr zu, daß bei Inanspruch- 
Dr, Luda nähme dieser Mittel die Bundesanstalt für 

(CDU/CSU) Arbeit in geringerem Umfange Arbeitslosen- 

geld zahlen müßte, da nämlich bei Inanspruch- 
nahme der Mittel aus dem Konjunkturpro- 
gramm eine Wiederbelebung der Wirtschaft 
erfolgen würde und als Folge eine Verringe- 
rung der Arbeitslosenzahl eintreten würde? 


27. Abgeordneter 

Dr. Häfele 
(CDU/CSU) 


Wann wird die Bundesregierung dem Beschluß 
des Deutschen Bundestages vom 14. Oktober 
1966 nachkommen und einen neuen Bericht 
über den Fortgang der Mechanisierung bei der 
Bearbeitung der veranlagten Steuern, für den 
Lohnsteuerjahresausgleich und für die Ein- 
heitsbewertung erstatten? 


28. Abgeordneter Wie ist die Entwicklung seit dem letzten 

Dr. Häfele Bericht vom 15. März 1968 — ■ Drucksache 

(CDU/CSU) V/2749 — zu beurteilen? 


29. Abgeordneter Was hat den Bundesfinanzminister zu seinem 
HÖcherl Interview über das Verhältnis Bundesregie- 

(CDU/CSU) rung — ^Bundesbank veranlaßt? 


30. Abgeordneter Bleibt es bei der bisherigen Liquiditätshilfe für 
HÖcherl die Bundesanstalt für Arbeit, wie Regierungs- 

(CDU/CSU) Vertreter immer wieder versichert haben? 


31. Abgeordneter 

Dr. Becker 
(Mönchen- 
gladbach) 

(CDU/CSU) 


Wird die Bundesregierung steuerliche Erleich- 
terungen nach dem Modell des Verlustrück- 
trags gewähren, wie das von einem Koalitions- 
partner ständig propagiert wird? 


32. Abgeordneter 

Dr. Sprung 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß nach einer von Bundesfinanz- 
minister Dr. Apel in Auftrag gegebenen Unter- 
suchung des Ifo-Instituts nur 22®/o der Firmen 
auf Grund der Investitionszulage von 7,5®/o 
ihre ohnehin geplanten Investitionen vorge- 
zogen haben und sich nur jedes hundertste 
Unternehmen ermuntert fühlt, „mehr Geld für 
Neuanschaffungen auszugeben"? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


33. Abgeordneter 
Schmidhuber 


(CDU/CSU) 


Welche Marktanteile hatten die drei größten 
Touristikunternehmen bei Pauschalreisen im 
Jahr 1974, und wie beurteilt die Bundesregie- 
rung den Konzentrationsgrad auf dem deut- 
schen Touristikmarkt (Pauschalreisen) und 
seine Folgen für Angebotsstruktur und die 
Entfaltung von Nachfragemacht? 
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34. Abgeordneter 

pr. Graf 

Lambsdorff 

(FDP) 

35. Abgeordneter 

Dr. Graf 

Lambsdorff 

(FDP) 


36. Abgeordneter 
Niegel 
(CDU/CSU) 


37. Abgeordneter 

Graf 

Stauffenberg 

(CDU/CSU) 


38. Abgeordneter 
Schedl 
(CDU/CSU) 


39. Abgeordneter 

Dr. Müller- 
Hermann 

(CDU/CSU) 

40. Abgeordneter 

Vogt 

(CDU/CSU) 


41. Abgeordneter 
Dr. Dollinger 
(CDU/CSU) 


Seit wann sind der Bundesregierung Berichte 
über ein weltweites Elektrokabelsyndikat be- 
kannt, und welche Firmen sollen von deutscher 
Seite an diesem Kartell beteiligt sein? 

Auf welche Bereiche des Kabelmarktes er- 
streckt sich dieses Kartell, und welche kartell- 
rechtlichen Maßnahmen wird die Bundesregie- 
rung bzw. das Bundeskartellamt in dieser An- 
gelegenheit einleiten? 

Welche Erkenntnisse haben den Bundeswirt- 
schaftsminister Dr. Friderichs zu der kürzlich 
bekantgewordenen Äußerung in Schleswig- 
Holstein (Eutin) bewogen, das Zweite Wohn- 
raumkündigungsschutzgesetz sei ein Hemmnis 
für private Investitionen auf dem Sektor Miet- 
wohnungsbau und „wenn nicht mehr Luft ge- 
schaffen werde, könne der Bau von freifinan- 
zierten Mietwohnungen nicht attraktiv sein"? 

Wie beurteilt die Bundesregierung Meldungen, 
die Sowjetunion habe 1974 erstmals im Außen- 
handel mit den westlichen Hartwährungslän- 
dern einen Überschuß von einer halben bis zu 
einer Milliarde Dollar erzielt, und welche 
Schlußfolgerungen zieht die Bundesregierung 
— bejahendenfalls — daraus für die Kredit- 
politik dieser Länder gegenüber dem Ostblock? 

Treffen Meldungen zu, die Bundesregierung 
erwäge flankierende Maßnahmen in Höhe von 
300 Millionen DM zugunsten der von Entschei- 
dungen des Volkswagenwerks Betroffenen, 
und wird die Bundesregierung — bejahen- 
denfalls — unter Beachtung des Grundrechts 
auf Gleichbehandlung auch für alle übrigen 
Arbeitslosen, insbesondere von Klein- und 
Mittelbetrieben Entlassene, entsprechende 
Maßnahmen ergreifen? 

Hält die Bundesregierung an ihren für 1975 
prognostizierten Orientierungsdaten über eine 
Arbeitslosenquote von 3% und eine Wachs- 
tumsrate von 2^0 weiterhin fest? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung des 
Präsidenten der Bundesanstalt für Arbeit, Jo- 
sef Stingl, derzufolge „die konjunkturellen 
Abschwächungstendenzen auf dem Arbeits- 
markt noch nicht zum Stillstand gekommen 
sind" und die kurzfristigen Produktionspla- 
nungen der Unternehmen „vorerst zu wenig 
expansiv" seien, als daß davon Ansätze in 
Richtung auf ein höheres gesamtwirtschaft- 
liches Beschäftigungsniveau ausgehen? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die zurück- 
gehenden Auftragseingänge in der Stahlindu- 
strie, und befürchtet sie davon nicht weitere 
regional konzentrierte Beschäftigungseinbrü- 
che? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 


42. Abgeordneter 
Eigen 
(CDU/CSU) 


Welche Konsequenzen zieht die Bundesregie- 
rung aus der Erklärung des englischen Pre- 
mierministers Wilson, „Die Agrarpolitik ist 
weitgehend abgeändert worden, das Programm 
für die Wirtschafts- und Währungsunion ist 
stillschweigend fallengelassen worden."? 


43. Abgeordneter 
Eigen 
(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
deutsche Landwirtschaft durch die Einführung 
der erukasäurefreien Rapssorten empfindliche 
Verluste erleiden wird, und welche Maßnah- 
men erwägt die Bundesregierung in Brüssel 
zu beantragen, um die Umstellung für die 
Landwirtschaft erträglich zu gestalten? 


44. Abgeordneter In welcher Zahl und zu welchen Kosten wurde 
Niegel das Faltblatt „Agrarpolitik aktuell" aufgelegt, 

(CDU/CSU) und wo, getrennt nach Ländern, wurde es ver- 

trieben? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


45. Abgeordnete 

Frau 

Steinhauer 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß bis zur 
Inangriffnahme von Bauvorhaben auf Arbeits- 
amtsebene die für den Ablauf der Bauplanung 
zuständigen Dienststellen 37 mal damit befaßt 
werden müssen, und sieht die Bundesregierung 
Möglichkeiten, dieses zähflüssige Verfahren 
abzukürzen, zumal dieser langwierige Bauan- 
tragsverlauf nur für Bauvorhaben der Arbeits- 
ämter zutrifft, während die Bundesanstalt für 
Arbeit für ihre Hauptstelle durch Einschaltung 
von freien Architekten zum schnelleren Bauen 
in der Lage ist? 


46. Abgeordneter 
Dr. Götz 
(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß Allein- 
ernährer von Mehrkinderfamilien im Falle der 
Arbeitslosigkeit in großer Zahl bei Bezug von 
Arbeitslosengeld oder Arbeitslosenhilfe selbst 
unter Einbeziehung des Kindergeldes und 
eines eventuellen Wohngeldanspruchs weni- 
ger verfügbares Einkommen haben als ver- 
gleichbare Sozialhilfeempfänger, und sieht sie 
Möglichkeiten, durch Wiedereinführung von 
Familienzuschlägen den sozialen Status dieser 
Familien zu verbessern? 


47. Abgeordneter 

Dr. Götz 


(CDU/CSU) 


Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, Be- 
zieher von Arbeitslosengeld und Arbeitslosen- 
hilfe darüber aufzuklären, daß ihnen neben 
diesen Leistungen und eventuellem zusätzli- 
chem Kindergeld noch Wohngeldansprüche und 
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48. Abgeordneter 
Dr. Franz 

(CDU/CSU) 


49. Abgeordneter 

Dr. Dollinger 
(CDU/CSU) 


50. Abgeordneter 
Ey 

(CDU/CSU) 


51. Abgeordneter 
Mancher 
(CDU/CSU) 


52. Abgeordneter 

Mancher 

(CDU/CSU) 


Geschäftsbereich 


53. Abgeordneter 
Würtz 
(SPD) 


vielfach sogar ergänzende laufende Hilfe zum 
Lebensunterhalt und Beihilfen für Bekleidung 
und Heizung sowie zu Weihnachten nach dem 
Bundessozialhilfegesetz zustehen können und 
daß außerdem bei zeitweiliger Tätigkeit im 
Laufe eines Kalenderjahrs Lohnsteuerrückver- 
gütungen über den Steuerjahresausgleich in 
Betracht kommen können, nachdem erkennbar 
ist, daß viele Berechtigte ihre Anspruchsmög- 
lichkeiten nicht ausschöpfen? 


Treffen Meldungen zu, die Bundesanstalt für 
Arbeit müsse für 1975 einen Fehlbetrag von 
8,5 bis 10 Milliarden DM einkalkulieren, und 
welche Folgen hätte dies — bejahendenfalls — 
für den Bundeshaushalt 1975 und den Beitrags- 
satz zur Arbeitslosenversicherung? 


Trifft es zu, daß die saisonbereinigten Arbeits- 
losenzahlen in der Bundesrepublik Deutsch- 
land vom Frühjahr 1973 an bis heute ständig 
gestiegen sind? 


Wie beurteilt die Bundesregierung die beab- 
sichtigte Ernennung zum Richter für das Bun- 
desarbeitsgericht eines nach Meinung des Bun- 
desarbeitsgerichts „noch nicht geeigneten" 
Richters? 


Ist die Bundesregierung bereit, auf Grund der 
Ausführungen des Bundesministers Arendt in 
der 159. Sitzung des Deutschen Bundestages 
am 20. März 1975 (Stenographischer Bericht 
Seite 11155) zur Anlagepolitik der Bundesan- 
stalt für Arbeit, sich vom Ausschuß für Arbeit 
und Sozialordnung informieren zu lassen, was 
hierzu der Vertreter der Bundesanstalt für 
Arbeit und der Verteter des Bundesministe- 
riums für Arbeit und Sozialordnung gesagt 
haben? 


Welche Konsequenzen gedenkt die Bundes- 
regierung aus diesem Vorgang zu ziehen? 


des Bundesministers der Verteidigung 


Gedenkt der Bundesminister der Verteidigung 
— trotz Bundesverwaltungsgerichtsurteils — 
die Anzugsordnung für die an den Bundes- 
wehr-Fachschulen befindlichen Soldaten zu 
überprüfen bzw. zeitgerechter zu gestalten? 
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54. Abgeordneter 

Würtz 

(SPD) 


55. Abgeordneter 

Peter 


(SPD) 


56. Abgeordneter 

Peter 


(SPD) 


Trifft die Aussage des Präsidenten des Ver- 
bandes der Reservisten zu, „die Übung Wintex 
habe gezeigt, daß Bundeswehrreservisten noch 
immer nicht nach den Maßstäben größter Effek- 
tivität eingesetzt würden", und welche Schluß- 
folgerungen zieht der Bundesminister der Ver- 
teidigung aus dieser Erfahrung? 

Welche Voraussetzungen müssen auf Grund 
welcher Rechtsansprüche erfüllt sein, damit 
ein Wehrpflichtiger nach 15 Monaten Wehr- 
dienst den Betrag von 750 DM über eine 
Sparkasse beanspruchen kann, obwohl er 
selbst keine Zahlungen geleistet hat und auch 
nach Beendigung der Wehrdienstzeit keine 
leistet? 

Ist diese Regelung lediglich eine Gesetzeslücke 
oder versteht die Bundesregierung diesen ma- 
teriellen Vorteil für die Wehrpflichtigen als 
einen Beitrag zur Wehrgerechtigkeit? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


57. Abgeordneter 
Zeyer 
(CDU/CSU) 


58. Abgeordneter 

Fiebig 

(SPD) 


59. Abgeordneter 

Fiebig 

(SPD) 


60. Abgeordneter 

Dr. Jens 


(SPD) 


Trifft es zu, daß für Jugendliche, die das 
18. Lebensjahr vollendet haben und nach Be- 
endigung ihrer Schulzeit keine Lehrstelle oder 
keinen Studienplatz erhalten, kein Kindergeld 
gezahlt wird, und ist die Bundesregierung ge- 
gebenenfalls bereit, für eine Weitergewährung 
des Kindergeldes in diesen Fällen Sorge zu 
tragen? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung der 
„Internistischen Praxis" (Heft 1/1975), daß die 
Rote Liste 1974 — Verzeichnis pharmazeu- 
tischer Spezialpräparate ■ — die Arzneimittel- 
sicherheit gefährdet, Hinweise auf Nebenwir- 
kungen teilweise nicht, teilweise unvollstän- 
dig gegeben werden, gleichzeitig aber Voll- 
ständigkeit suggeriert wird und daß die in der 
Roten Liste aufgeführten Indikationen zu 
einem nicht unbedeutenden Teil den wissen- 
schaftlichen Erkenntnissen widersprechen? 

Wird die Bundesregierung gegebenenfalls auf 
den Herausgeber der Roten Liste einwirken, 
daß dieses Standardwerk endlich den Erforder- 
nissen einer erhöhten Arzneimittelsicherheit 
gerecht wird? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Ankün- 
digung des Vorsitzenden des Deutschen Apo- 
theker-Vereins, daß die geplante Reform der 
Arzneimittelgesetzgebung „mit Sicherheit" zu 
Preiserhöhungen führt? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


61. Abgeordneter 

Seefeld 


(SPD) 


62. Abgeordneter 

Dr. Jobst 


(CDU/CSU) 


63. Abgeordneter 

Dr. Jobst 


(CDU CSU) 


64. Abgeordneter 
Sick 

(CDU/CSU) 


65. Abgeordneter 

Lemmrich 


(CDU/CSU) 


66. Abgeordneter 
Lemmrich 
(CDU/CSU) 

67. Abgeordneter 

Straßmeir 

(CDU/CSU) 


68. Abgeordneter 

Straßmeir 


(CDU/CSU) 


Welche Möglichkeiten zu einer Vereinfachung 
des Verfahrens der An- und Ummeldung von 
Kraftfahrzeugen sieht die Bundesregierung im 
Zusammenhang mit den in letzter Zeit Öffent- 
lich erhobenen Vorwürfen gegen die Prozedur 
bei der Kfz-Zulassung, die den Autofahrer 
zwingen, oft mehrere Stunden lang in den 
Kfz-Zulassungsstellen zu verweilen? 

Treffen Pressemeldungen zu, wonach der Vor- 
stand der Deutschen Bundesbahn in einer Vor- 
ausschau für das Jahr 1979 einen Mittelbedarf 
aus dem Bundeshaushalt in der Größenord- 
nung von 16 bis 17 Milliarden DM angemeldet 
hat? 

Wenn ja, hat die Deutsche Bundesbahn für die 
einzelnen Jahre des nächsten Finanzplans des 
Bundes 1975 bis 1979 Jeweils konkrete Beträge 
angemeldet, und wie sehen diese gegebenen- 
falls aus? 

Wie entwickeln sich nach Auffassung des Vor- 
stands der Deutschen Bundesbahn bzw. der 
Bundesregierung dabei die Jahresfehlbeträge 
der Deutschen Bundesbahn in den Jahren 1975 
bis 1979? 

Sind bei der Vorausschau des zukünftigen 
Finanzbedarfs der Deutschen Bundesbahn aus 
dem Bundeshaushalt die vom Vorstand der 
Deutschen Bundesbahn erwarteten Auswirkun- 
gen der sogenannten Zielvorgaben des Bun- 
desverkehrsministers für die Deutsche Bun- 
desbahn vom 11. Dezember 1974 bereits be- 
rücksichtigt? 

Wie schätzt die Bundesregierung die haushalts- 
mäßigen Auswirkungen der sogenannten Ziel- 
vorgaben des Bundesverkehrsministers ein? 

Hat der Vorstand der Deutschen Bundesbahn 
auch bei der Erstellung früherer mittelfristiger 
Finanzplanungen des Bundes jeweils eine Vor- 
ausschau des Mittelbedarfs der Deutschen Bun- 
desbahn für die .Jahre der Finanzplanung er- 
stellt? 

Wenn ja, liegen nach Auffassung der Bundes- 
regierung die Ursachen für die eklatanten Ab- 
weichungen zwischen Soll-Ansätzen in den 
Finanzplanungen seit 1970 und den tatsächli- 
chen Bundesleistungen an die Deutsche Bun- 
desbahn bei einer Fehleinschätzung seitens 
des Bundesbahnvorstands oder bei bewußt zu 
niedrig gewählten Haushaltsansätzen seitens 
der Bundesregierung? 
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69. Abgeordneter 
Dreyer 
(CDU/CSU) 


Würde nach Auffassung der Bundesregierung 
mit dem in der Presse genannten Mittelbedarf 
der Deutschen Bundesbahn aus dem Bundes- 
haushalt in den Jahren bis 1979 die Ober- 
grenze des in einer realistischen Finanzpla- 
nung des Bundes Machbaren überschritten? 


70. Abgeordneter Ist im Rahmen des Finanzplanungszeitraums 
Dreyer 1975 bis 1979 von seiten der Deutschen Bundes- 

(CDU/CSU) bahn an weitere Erhöhungen der Sozialtarife 

gedacht? 


71. Abgeordneter Gibt es bei der Deutschen Bundesbahn bzw. bei 
Sick der Bundesregierung bereits Schätzungen über 

(CDU/CSU) die Höhe der Ende 1975 von der Deutschen 

Bundesbahn vorzufinanzierenden Verluste? 


72. Abgeordneter 

Dr. Schulte 
(Schwäbisch 
Gmünd) 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung nach wie vor der Mei- 
nung, daß durch allgemeine Zielvorgaben des 
Bundesverkehrsministers an die Deutsche Bun- 
desbahn eine Tendenzwende in der Entwick- 
lung der Bundeszuwendungen an die Deutsche 
Bundesbahn eintreten wird, und daß die Deut- 
sche Bundesbahn im übrigen aus eigener Kraft 
mit ihren strukturellen, finanziellen und inve- 
stitionspolitischen Schwierigkeiten fertig wer- 
den kann? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 


73. Abgeordneter 
Dr. Jahn 
(Münster) 

(CDU/CSU) 


Welche Ressorts sind an der Ausstellung „Un- 
sere Städte menschlicher machen", die am 
14. April 1975 in Bonn eröffnet werden soll, 
in welchem finanziellen Umfang beteiligt? 


74. Abgeordneter Warum wurde das für Fragen des Denkmal- 
Dr. Jahn Schutzes zuständige Bundesinnenministerium 

(Münster) nicht beteiligt? 

(CDU/CSU) 


75. Abgeordneter Welches sind die neuen Gegebenheiten, denen 
Pfeffermann nach einem Interview von Bundesminister Ra- 

(CDU/CSU) vens im SDR das Wohngeld angeglichen wer- 

den muß? 


76. Abgeordneter 

Pfeffermann 


(CDU/CSU) 


Wann und in welcher Weise beabsichtigt die 
Bundesregierung, die dort erhobene Forderung 
zu verwirklichen, mehr Rücksicht zu nehmen 
auf die Familien, auf den Familienzustand, d. h. 
auf die Familiengröße und kinderreiche Fami- 
lien im Wohngeldgesetz in ausreichendem 
Maße zu berücksichtigen? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 


77. Abgeordneter 
Wohlrabe 
(CDU/CSU) 


78. Abgeordnetei 
Wohlrabe 

(CDU/CSU) 


79. Abgeordneter 
Graf 

Stauffenberg 

(CDU/CSU) 


Hat die Bundesregierung zum Transitabkom- 
men vom 17. Dezember 1971 mit der DDR- 
Regierung eine oder überhaupt geheime Zu- 
satzvereinbarungen abgeschlossen oder auch 
nur mündlich vereinbart? 

Treffen Meldungen zu, nach denen die DDR in 
einer der letzten Sitzungen der Transitkom- 
mission angekündigt hat, ehemalige Bewohner 
Ostberlins und der DDR, die nach dem 1. Ja- 
nuar 1972 aus dem Gebiet der sowjetischen 
Besatzungszone geflüchtet sind, festzunehmen 
oder zu verhaften? 

Was hat die Bundesregierung unternommen, 
bzw. was wird sie unternehmen, um Deutschen 
die nach dem 1. Januar 1972 die „DDR" bzw. 
den sowjetischen Sektor Berlins verlassen ha- 
ben, die Benutzung der Verbindungswege von 
und nach Berlin zu ermöglichen, und ist sicher- 
gestellt, daß die Bundesregierung über Fest- 
nahmen solcher Personen unterrichtet wird? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Forschung und Technologie 


80. Abgeordneter 
Flämig 
(SPD) 


Kann die Bundesregierung die angegebenen 
Kosten für das Prototypkraftwerk „Schneller 
Brüter SNR 300" in Kalkar von 1,7 Milliarden 
DM angesichts der erheblichen Kostensteige- 
rungen der Schnellbrüterentwicklung in den 
USA halten, bzw. mit welchen Mehrkosten 
muß bis zur Fertigstellung dieses Prototyp- 
kraftwerks gerechnet werden? 


81. Abgeordneter Fördert die Bundesregierung Forschungsvor- 
Dr. Haenschke haben, die auf eine Nutzung der Sonnenener- 
(SPD) gie zur phoiochemischen Herstellung von Was- 

serstoff oder anderen Brennstoffen abzielen? 


82. Abgeordneter 

Dr. Gruhl 

(CDU/CSU) 


Wie hoch wird der jährliche Uranbedarf (U:iOH) 
sein, wenn ab 1985 in der Bundesrepublik 
Deutschland 50 000 Megawatt Leistung instal- 
liert sein sollten, und über wieviel Uran be- 
stehen feste Lieferverträge? 


83. Abgeordneter 
Dr. Gruhl 
(CDU/CSU) 


Aus welchen Ländern glaubt die Bundesrepu- 
blik Deutschland den Uranbedarf zur Erfüllung 
ihres Energieprogramms decken zu können, 
da es nur sieben westliche Länder mit ins 
Gewicht fallenden Vorräten gibt? 
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84. Abgeordneter Wie viele vom Bundesminister für Forschung 
Dr. Stavenhagen und Technologie geförderte Forschungspro- 
(CDU/CSU) jekte über 200 000 DM wurden im Jahr 1974 

und 1975 bisher vorzeitig eingestellt, und wie 
verhalten sich die Folgekosten der Projekt- 
einstellung zu den bewilligten Forschungs- 
zuwendungen? 


85. Abgeordneter 

Dr. Stavenhagen 
(CDU/CSU) 


86. Abgeordneter 

Brandt 

(Grolsheim) 

(SPD) 


87. Abegordneter 

Brandt 

(Grolsheim) 

(SPD) 

88. Abgeordneter 
Schlaga 
(SPD) 

89. Abgeordneter 

Schlaga 

(SPD) 


90. Abgeordneter 

Dr. Sperling 
(SPD) 


91. Abgeordneter 

Dr. Sperling 
(SPD) 


Trifft es zu, daß die Forschungsausgaben der 
Bundesregierung 1976 im Vergleich zum Vor- 
jahr real reduziert werden sollen, und in wel- 
chem Umfange wird insbesondere das For- 
schungsministerium von den Kürzungen be- 
troffen? 

Welche Zahl von Kernkraftwerken wird nach 
dem derzeitigen Stand der Planungen und 
Absichtserklärungen in der Bundesrepublik 
Deutschland in den nächsten 15 Jahren errich- 
tet werden? 

Welche Beriebszeiten werden diese Kraftwerke 
haben, uiid was geschieht mit ihnen nach Ab- 
lauf der Betriebszeit? 


Welche Mengen an radioaktiv belastetem Müll 
entstehen beim Abbruch ausgedienter Kern- 
kraftwerke? 

Wie sollen Transport und Lagerung solcher 
Müllmengen vorgenommen werden, ohne daß 
zusätzliche Belastungen für Umwelt und Trink- 
wasserversorgung auftreten? 

Welche radioaktiven Produkte entstehen bei 
der bei Kernkraftwerken zwangsläufig auftre- 
tenden radioaktiven Bestrahlung von Beton, 
und wie lange wirkt radioaktiv bestrahlter 
Beton? 

Welche Energiemengen und welche finanziel- 
len Mittel werden bei Lagerung und Transport 
des radioaktiven Mülls außer Betrieb gestell- 
ter Kernkraftwerke benötigt? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


92. Abgeordneter 
Franke 
(Osnabrück) 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß Auszu- 
bildende, die kurz vor Abschluß ihres Aus- 
bildungsverhältnisses durch Betriebsstillegun- 
gen oder Konkurse ihren Arbeitsplatz ver- 
loren haben, vielfach nicht die Möglichkeit 
haben, ihre Ausbildung zum Abschluß zu 
bringen? 
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93. Abgeordneter 
Franke 
(Osnabrück) 

(CDU/CSU) 


Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, 
durch besondere zusätzliche Förderungsmaß- 
nahmen andere Betriebe dazu anzuregen, Be- 
troffene zu übernehmen und ihnen dadurch zu 
einem Berufs ab Schluß zu verhelfen? 


94. Abgeordneter 

Dr. Schweitzer 
(SPD) 


Werden nach Auffassung der Bundesregierung 
ausländische Regierungen, die mit der Bun- 
desrepublik Deutschland der „Europäischen 
Konvention über die Gleichwertigkeit der Rei- 
fezeugnisse" beigetreten sind, durch die derzei- 
tigen Zulassungsmodalitäten der Dortmunder 
ZVS in Fächern mit einem sogenannten nume- 
rus clausus daran gehindert, ein deutsches 
Reifezeugnis im Sinne des Artikels 1 der 
genannten Konvention voll anzuerkennen, d. 
h. betroffene deutsche Studierende mit einem 
deutschen Reifezeugnis in ihren Ländern stu- 
dieren zu lassen, und macht sich die Bundes- 
republik Deutschland in diesem Zusammen- 
hang möglicherweise unbeschadet der Num- 
mer 3 der Konvention einer Vertragsverlet- 
zung auf Grund des derzeitigen zentralen Zu- 
lassungsverfahrens schuldig? 


95. Abgeordneter 

Dr. Schweitzer 

(SPD) 


Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung 
ergriffen oder gedenkt sie zu ergreifen, um 
einer durch unser derzeitiges Zulassungsver- 
fahren möglichen Benachteiligung deutscher 
Studienbewerber mit einem bundesrepublika- 
nischen Reifezeugnis in dem jeweiligen Ver- 
tragsland dieser Konvention gegenüber ande- 
ren zum Studium Qualifizierten aus dritten 
Vertragstaaten entgegenzuwirken? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 


96. Abgeordneter 
Dr. Probst 

(CDU/CSU) 


Trifft die Pressemitteilung (Frankfurter Allge- 
meine Zeitung vom 8. April 1975) zu, daß Bun- 
desminister Rohde nicht nur die Ansicht seines 
Kabinettkollegen Matthöfer teilt, „die Militär- 
junta in Chile sei eine Mörderbande", sondern 
darüberhinaus auch gleichlautende Erklärun- 
gen in der SPD als ganz in seinem „Sinne" 
begrüßt und mit herbeiführt? 


97. Abgeordneter 

Dr. Probst 

(CDU/CSU) 


Wenn ja, wie beurteilt die Bundesregierung 
diesen Vorgang vor allem im Hinblick auf die 
Erklärung des Regierungssprechers, „diese 
Formulierungen vertrete Matthöfer selber" 
(Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 5. April 
1975), und welche Konsequenzen werden aus 
dem Verhalten der beiden Bundesminister ge- 
zogen? 
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98. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung, daß Bun- 

Dr. Köhler desminister Matthöfer am 3. April 1975 im Zu- 

(Wolfsburg) sammenhang mit dem zugesagten 45-Millio- 

(CDU/CSU) nen-Kredit an Chile durch seinen Sprecher er- 

klären ließ, „Bundesminister Matthöfer erin- 
nert sich nicht, eine solche ,Zusage' gegeben zu 
haben, und es gibt audi sonst niemanden, der 
sich an eine solche Zusage erinnert" und daß 
Bundesminister Matthöfer am 4. April 1975 
gegenüber der Presse erklärte, diese „Zusage" 
habe nur einer demokratisch legitimierten Re- 
gierung gegolten? 

99. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung, daß Bun- 

Dr. Köhler desminister Matthöfer nach dem Sturz Allendes 

(Wolfsburg) am 19. September 1973 erklärte, die Zusage, 

(CDU/CSU) diesen Kredit zu gewähren, gelte weiter; es 

seien allerdings vor der Auszahlung noch tech- 
nische-Hindernisse im Zusammenhang mit der 
Umschuldungsfrage zu überwinden, während 
er am 4. April 1975 im DFS behauptete, er habe 
die Zusage im Ausschuß für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit nidit wiederholt und gegen- 
über dem Ausschuß (wie in dem Interview) 
wie folgt argumentiert: „Ich habe diese Inaus- 
sichtstellung damals begründet mit der Für- 
sorge der Regierung Allende für die unteren 
Volksschichten. Die augenblickliche Regierung 
treibt eine andere Politik, und ich sehe keiner- 
lei Veranlassung, die damalige Inaussichtstel- 
lung vor anzut re iben . " ? 

100. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Auße- 

Werner rungen von Bundesminister Matthöfer, die chi- 

(CDU/CSU) lenische Regierung — mit der die Bundesregie- 

rung diplomatische Beziehungen unterhält — 
sei eine „Mörderbande" und für ihn nicht 
existent? 

101. Abgeordneter Ist die Feststellung von Regierungssprecher 

Werner Bölling, diese Erklärung sei von Bundesmini- 

(CDU/CSU) Ster Matthöfer selber zu vertreten, so zu inter- 

pretieren, daß Bundesminister Matthöfer nicht 
mehr das Vertrauen des Bundeskanzlers hat? 

102. Abgeordneter Hat der Bundesminister für Forschung und 

Reddemann Technologie, Hans Matthöfer, die ihm vom 

(CDU/CSU) „Kölner Stadtanzeiger" (Lokalausgabe Köln- 

Land) am 9. April 1975 zugeschriebene Äuße- 
rung getan, die CDU werde alle unterstützen, 
die auf der Seite des Kapitalismus ständen, 
selbst wenn dafür KZ, Mord und Diktatur er- 
forderlich seien? 

103. Abgeordneter Wann wird der Bundeskanzler, falls diese Be- 

Reddemann hauptung öffentlich aufgestellt wurde, dem 

(CDU/CSU) Herrn Bundespräsidenten die Entlassung des 

Bundesministers Hans Matthöfer vorschlagen? 
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Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


104. Abgeordneter 

Dr. Abelein 


(CDU/CSU) 


105. Abgeordneter 

Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 


106. Abgeordneter 

Reuschenbach 

(SPD) 


107. Abgeordneter 

Reuschenbach 

(SPD) 

108. Abgeordneter 

Gansei 

(SPD) 


109. Abgeordneter 

Gansei 

(SPD) 


110. Abgeordneter 
Dr. Hupka 
(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung Pressemeldungen 
(„SpiegeP' Nr. 15 vom 7. April 1975) bestätigen, 
denenzufolge Bundeskanzler Schmidt dem 
sowjetischen Botschafter Falin den Verzicht der 
Bundesregierung auf die Errichtung des Bun- 
desamtes für Umweltschutz in Berlin erklärt 
habe, und daß der Bundeskanzler diese Zusage 
in einem zweiten Gespräch mit Falin revoziert 
habe? 

Trifft es zu, daß der Bundeskanzler der Bundes- 
republik Deutschland bei einer Diskussion mit 
Journalisten des Flensburger Tageblatts über 
die Passage des Grundlagenvertrags zum The- 
ma Selbstbestimmungsrecht und Wahrung der 
Menschenrechte erklärte; „Können Sie mir mal 
den Grundvertrag holen? Sie haben ihn sicher- 
lich irgendwo greifbar, ich habe ihn nicht so 
genau im Kopf."? 

Treffen Pressemeldungen zu, wonach die Bun- 
desregierung Anhaltspunkte dafür hat, daß 
der ehemalige Staatssekretär im Bundeskanz- 
leramt, Prof. Dr. Karl Carstens, Kenntnis von 
der Beteiligung des Bundesnachrichtendienstes 
an Waffengeschäften hatte? 

Um welche Art von Anhaltspunkten — falls 
die Pressemeldungen zutreffen — handelt es 
sich dabei? 

Ist die Meldung der „Frankfurter Rundschau" 
vom 8. April 1975 zutreffend, die Bundesregie- 
rung sei im Besitz von handschriftlichen An- 
merkungen des seinerzeitigen Staatssekretärs 
im Bundeskanzleramt, Dr. Carstens, über die 
Beteiligung des Bundesnachrichtendienstes 
(BND) an Waffengeschäften? 

Gehörte die Beteiligung des BND an Waffen- 
geschäften während der Amtszeit des Staats- 
sekretärs Dr. Carstens routinemäßig zum Auf- 
gabenbereich des Staatssekretärs im Bundes- 
kanzleramt? 

Trifft es zu, daß zwar seit dem 1. Dezember 
1974 für 11 025 062 DM Anzeigen und Infor- 
mationsbroschüren für die Propagierung der 
eigenen Arbeit im Inland während der Wahl- 
kämpfe in Berlin, Rheinland-Pfalz, Schleswig- 
Holstein, Nordrhein-Westfalen und Saarland 
in Auftrag gegeben worden sind, während 
gleichzeitig 170 764 DM für den Materndienst 
im Ausland und der Zuschuß für den franzö- 
sischsprachigen Dienst der Deutschen Presse- 
agentur gestrichen worden sind, und wie er- 
klärt sich die Bundesregierung dies beiahen- 
denfalls? 


17 



Drucksache 7/3481 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Geschäftsbereich 


111. Abgeordneter 

Rollmann 

(CDU/CSU) 


112. Abgeordneter 
Rollmann 
(CDU/CSU) 


113. Abgeordneter 
Hösl 

(CDU/CSU) 


114. Abgeordneter 

Dr. Schmitt- 

Vockenhausen 

(SPD) 


115. Abgeordneter 

Dr. Schmitt- 

Vockenhausen 

(SPD) 


116. Abgeordneter 

Dr. Hupka 

(CDU/CSU) 


des Bundesministers des Auswärtigen 

Aus welchem Grund verweigert die Bundes- 
regierung dem Ensemble der Chinesischen 
Oper von Taiwan die Einreise in die Bundes- 
republik Deutschland? 

Ist die Bundesregierung nicht der Auffassung, 
daß der Besuch dieser Oper, um deren Vor- 
stellungen sich rund 90 deutsche Städte bemüht 
haben, für deutsche Musikfreunde ein künstle- 
risches Ereignis ersten Ranges wäre? 

Trifft die Meldung der „Frankfurter Allgemei- 
nen Zeitung" vom 1. April 1975 zu, ein Flug 
der deutschen Rettungsflugwacht von Tunesien 
nach Berlin habe zum in der „DDR" gelegenen 
Flughafen Schönefeld geführt werden müssen, 
da die Einberufung der für Flüge nach West- 
Berlin durch die Luftkorridore zuständigen 
alliierten Kommission mehrere Tage gedauert 
hätte, und was wird — bejahendenfalls — die 
Bundesregierung unternehmen, um diesem 
Mißstand abzuhelfen? 

Worauf ist es zurückzuführen, daß 5,7 Millio- 
nen DM der nach § 26 des alten Konsularge- 
setzes gewährten Darlehen bisher nicht zu- 
rückgezahlt wurden, insbesondere wie soll 
eine Auslandsvertretung künftig feststellen, 
ob der Hilfesuchende gemäß § 5 Abs. 7 des 
neuen Konsulargesetzes frühere Hilfen miß- 
braucht hat, und was gedenkt die Bundesre- 
gierung zu tun, daß die in § 5 vorgesehene 
Regelung nicht mißbraucht werden kann, da es 
u. a. einem Unterstützungsschwindler gelang, 
von deutschen Auslandsvertretungen nachein- 
ander 19 Darlehen zu erhalten? 

Welche der im Konsulargesetz aufgeführten 
Funktionen, die bisher von Beamten des ge- 
hobenen oder des mittleren Dienstes nicht 
wahrgenommen werden konnten, sollen diesen 
künftig zusätzlich übertragen werden, und trifft 
es zu, daß vorgesehen ist, die Funktionen nach 
§ 19 Abs. 2 Nr. 1 und 3 Beamte des gehobenen 
Dienstes nur zu übertragen, wenn sie eine 
Ausbildung als Rechtspfleger absolviert haben 
und ein Beamter des höheren Dienstes nicht 
zur Verfügung steht? 

Was hat die Bundesregierung auf Grund ihrer 
Verlautbarung bei Abschluß des Warschauer 
Vertrages im Jahr 1970, „Wir hoffen, daß im 
Laufe des Normalisierungsprozesses auch 
sprachliche und kulturelle Einrichtungen für 
Personen deutscher Muttersprache in Polen 
möglich werden", entsprechend dieser Ankün- 
digung unternommen und erreicht, oder hat 
der Normalisierungsprozeß noch gar nicht be- 
gonnen? 
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117. Abgeordneter 

Dr. Abelein 


(CDU/CSU) 


118. Abgeordneter 
Spranger 
(CDU/CSU) 


119. Abgeordneter 
Spranger 
(CDU/CSU) 


120. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Riede 
(Oeffingen) 

(CDU/CSU) 

121. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Riede 

(Oeffingen) 

(CDU/CSU) 

122. Abgeordneter 
Dr, Schulze- 
Vorberg 
(CDU/CSU) 


123. Abgeordneter 

Dr. Sdiulze- 

Vorberg 

(CDU/CSU) 


Treffen Pressemeldungen zu („Spiegel" Nr. 15 
vom 7. April 1975), denenzufolge zusätzlich 
zum veröffentlichten Teil des Berlin-Abkom- 
mens weitere geheime für die Auslegung des 
Abkommens relevante Unterlagen existieren, 
und ist die Bundesregierung gegebenenfalls 
bereit, die zuständigen Ausschüsse des Parla- 
ments — annähernd vier Jahre nach Abschluß 
des Berlin-Abkommens — über deren Inhalt 
und Bedeutung zu informieren? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung des 
rumänischen Staats- und Parteichefs Ceau- 
sescu, der die Teilung einiger Staaten und die 
willkürliche Trennung mancher Völker kriti- 
sierte, auch in Bezug zur deutschen Teilung, 
und ist dieser Auffassung im Rahmen der 
Ostpolitik der von SPD und FDP gestellten 
Bundesregierung vollständig Rechnung getra- 
gen worden? 

Ist es zutreffend, daß die beabsichtigte Ver- 
lagerung polnischer, tschechischer, slowaki- 
scher und ungarischer Fremdsprachendienste 
von der Deutschen Welle auf den Deutsch- 
landfunk zu einer Verteuerung dieser Sen- 
dungen führen würde, und ist beabsichtigt, 
diese Teuerung durch eine Beschränkung des 
Sendeumfangs wieder aufzufangen? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung des 
Bundesverteidigungsministers Leber, wonach 
die Ereignisse in Indochina die zwangsläufige 
Folge einer jahrelangen weltweiten Kampagne 
gegen die USA seien? 

Wird die Bundesregierung bejahendenfalls an- 
gesichts der deswegen erfolgten Angriffe ge- 
gen Bundesverteidigungsminister Leber dies 
auch öffentlich erklären? 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, die spontane Hilfsbereitschaft in der Be- 
völkerung für Vietnam und Kambodscha und 
insbesondere für die in diesen Ländern lei- 
denden Kinder zu unterstützen — anstatt den 
zahlreichen Ratsuchenden lediglich die „Unzu- ^ 
ständigkeit des Staates" zu erläutern und sie 
an „caritative Organisationen wie Terre des 
hommes und SOS-Kinderdorf" zu verweisen? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung des 
Roten Kreuzes, daß solchen Kindern nicht ge- 
dient ist, wenn sie aus ihrem Kulturkreis 
herausgerissen und für immer nach Europa 
gebracht werden, und daß statt dessen Hilfe im 
Lande geleistet werden muß, und welche Hilfs- 
maßnahmen bereitet die Bundesregierung in 
diesem Sinne zusammen mit dem Deutschen 
Roten Kreuz vor? 
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124. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die in der „Frank- 

Dr. Zimmermann furter Allgemeinen Zeitung" vom 5. April 1975 

(CDU/CSU) dargelegte Auffassung des Bundesverteidi- 

gungsministers zum Vietnamkrieg, seinen Ur- 
sachen und Auswirkungen in vollem Umfang? 

125. Abgeordneter Wenn ja, welche Schlußfolgerungen wird die 

Dr. Zimmermann Bundesregierung daraus für ihre künftige Poli- 

(CDU/CSU) tik ziehen? 

126. Abgeordneter War sich die Bundesregierung bei der Entge- 

Dr. Wittmann gennahme des Briefes der Regierung der tsche- 

(München) choslowakischen sozialistischen Republik zu 

(CDU/CSU) Fragen der Strafverfolgung am 11. Dezember 

1973 darüber im klaren, daß zu Fragen der 
Verjährung der Strafvollstreckung darin nichts 
ausgesagt ist, die Verjährung der Strafvoll- 
streckung auch für Straftaten ausgeschlossen 
ist, die nicht die in dem Brief enthaltenen 
Merkmale aufweisen, und daß insbesondere 
die Vollstreckung von Reststrafen eines Frei- 
heitsentzugs über zehn Jahre, die wegen sol- 
cher Straftaten verhängt wurden, die nach dem 
sogenannten Retributionsgesetz über ein nor- 
males Strafrecht hinaus für strafbar erklärt 
wurden, nicht verjährt? 

127. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung angesichts der Tat- 

Dr. Wittmann sache, daß zahlreiche deutsche Staatsangehöri- 
(München) ge in der Bundesrepublik Deutschland Rechte 

(CDU/CSU) an Nachlässen in Ostblockstaaten, insbeson- 

dere in Polen und der Tschechoslowakei ha- 
ben, diese Staaten andererseits für den Auf- 
enthalt in ihrem Bereich Zwangsumtauschquo- 
ten vorsehen, so daß Gelder aus einem Nach- 
laß bei einem Aufenthalt kaum verbraucht 
werden können, die Möglichkeit, mit diesen 
Staaten Vereinbarungen über den Transfer 
von Nachlässen zu schließen? 


Was hat die Bundesregierung unternommen, 
um sicherzustellen, daß türkische Arbeitneh- 
mer für ihre Flüge von und nach West-Berlin 
weiterhin Westberliner Flughäfen benutzen 
können, und wie trägt die Bundesregierung 
dazu bei, ein Abwandern nach dem Flughafen 
Schönefeld in der „DDR" mit allen Konsequen- 
zen zu verhindern? 


129. Abgeordneter Kann die Bundesregierung bestätigen, daß der 
Dr. Czaja Fortbestand des Reichskonkordats zwischen 

(CDU/CSU) dem Deutschen Reich und dem Heiligen Stuhl 

diesen auch an die Achtung und Beachtung der 
deutschen Staatsangehörigkeit im Sinne von 
Artikel 116 des Grundgesetzes (vgl. dazu auch 
Artikel 14 Nr. 1 a und Artikel 15 Abs. 2 des 
Reichskonkordats) bindet? 


128. Abgeordneter 

Hösl 

(CDU/CSU) 
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130. Abgeordneter 

Dr. Czaja 
(CDU/CSU) 


131. Abgeordnete 
Frau 
Dr. Wolf 
(CDU/CSU) 


132. Abgeordneter 
Freiherr 
von Fircks 
(CDU/CSU) 


133. Abgeordneter 

Dr. Enders 


(SPD) 


134. Abgeordneter 

Dr. Enders 
(SPD) 


135. Abgeordneter 

Dr. Kunz 
(Weiden) 

(CDU/CSU) 


Wird die Bundesregierung die an die KSZE 
gerichtete Bitte von Staatsangehörigen der 
UdSSR deutscher Volkszugehörigkeit auf Er- 
möglichung der Ausreise im Sinne des noch 
nicht in Kraft getretenen, aber von der UdSSR 
und der Bundesrepublik Deutschland Unter- 
zeichneten UN-Pakts über bürgerliche und 
politische Rechte in geeigneter Weise unter- 
stützen? 

Gedenkt die Bundesregierung, sich an mittel- 
und langfristigen Hilfsmaßnahmen für die 
Flüchtlinge auf Zypern zu beteiligen, die der 
Europarat durch seinen Sonderbeauftragten 
für nationale Flüchtlinge durchführt, indem sie 
den in der Empfehlung 756 der Parlamentari- 
schen Versammlung vorgeschlagenen jährli- 
chen Betrag von einem Zehntel ihres Mitglieds- 
beitrags für diesen Zweck zur Verfügung stellt? 

Welche Schritte hat oder wird die Bundesregie- 
rung gegen die Einmischung in die inner- 
staatliche freiheitliche Rechtsordnung der Bun- 
desrepublik Deutschland und in die Meinungs- 
und Koalitionsfreiheit der Deutschen durch die 
in der „Speyrer Tagespost" vom 24. Februar 
1975 (Seite 3) wiedergegebenen öffentlichen 
Äußerungen des diplomatischen Vertreters 
eines totalitären Regimes, des polnischen Bot- 
schaftsrats Gierlowski, unternehmen, die in 
einem Teil der Rede das in der Wiener Kon- 
vention über die diplomatischen und konsula- 
rischen Beziehungen enthaltene Verbot der 
Einmischung von Diplomaten in die inneren 
Angelegenheiten des Gastlandes durch Beleidi- 
gung der Verbände der Opfer von Krieg und 
Vertreibung gröblich verletzt? 

Ist die Bundesregierung bereit, der Empfeh- 
lung 258 der Versammlung der Westeuropäi- 
schen Union zu entsprechen und dem Parla- 
ment in Zukunft ihre Stellungnahme zu den 
Empfehlungen der Versammlung in einem 
Bericht bekanntzugeben? 

Aus welchen Gründen ist die Bundesregierung 
bisher noch nicht der Konvention der Verein- 
ten Nationen von 1961 zur Verminderung der 
Zahl der Staatenlosen beigetreten, und wie 
gedenkt sie auf die Empfehlung 743 der Parla- 
mentarischen Versammlung des Europarats in 
dieser Frage zu reagieren? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung des 
Bundesministers Genscher, der vom Jungsozia- 
listenvorstand im Zusammenhang mit der als 
„Befreiung" bezeichneten Besetzung südviet- 
namesischer Gebiete durch kommunistische 
Truppen gebrauchte Freiheitsbegriff entspre- 
che nicht unserem Freiheitsverständnis? 
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136. Abgeordneter 

Dr. Kunz 
(Weiden) 

(CDU/CSU) 


Stimmt die Bundesregierung mit Bundesmini- 
Ster Genscher darin überein, daß die antiame- 
rikanische Polemik der Jungsozialisten unver- 
antwortlich sei und entschieden zurückgewie- 
sen werden müsse? 


137. Abgeordneter 

Jäger 

(Wangen) 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung des 
Bundesverteidigungsministers Leber über die 
Ursachen der Entwicklung in den Staaten In- 
dochinas, diese seien eine zwangsläufige Folge 
einer jahrelangen und weltweiten Kampagne 
gegen die USA? 


138. Abgeordneter 

Jäger 

(Wangen) 

(CDU/CSU) 


Wird die Bundesregierung dem Angriff des 
Bundesvorstands der Jugendorganisation der 
größten Regierungspartei auf den Bundesver- 
teidigungsminister wegen dieser Äußerungen 
entgegentreten? 


139. Abgeordneter 

Sauer 

(Salzgitter) 

(CDU/CSU) 


Widerspricht die Äußerung des Bundesver- 
teidigungsministers Leber, die Ereignisse in 
Indochina seien zwangsläufige Folge einer 
jahrelangen weltweiten Kampagne gegen die 
USA, der erklärten Friedens- und Entspan- 
nungspolitik der Bundesregierung? 


140. Abgeordneter 

Sauer 

(Salzgitter) 

(CDU/CSU) 


Wird die Bundesregierung der Aufforderung 
des Jungsozialisten-Bundesvorstands bei sei- 
ner Sitzung in Murrhardt nachkommen, die 
provisorische Revolutionsregierung des Viet- 
kong in Südvietnam als offizielle Regierung 
von Südvietnam anzuerkennen? 


141. Abgeordneter 
Lagershausen 
(CDU/CSU) 


Sind nach Auffassung der Bundesregierung die 
Äußerungen des Bundesverteidigungsmini- 
sters Leber über die Ursachen der militäri- 
schen Entwicklung in Südvietnam eine direkte 
Unterstützung des Thieu-Regimes und der ge- 
scheiterten imperialistischen Politik der USA 
in Südostasien? 


142. Abgeordneter 

Lagershausen 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung des 
Bundesminister Genscher, die antiamerikani- 
sche Polemik der Jungsozialisten sei geeignet, 
Mißtrauen zwischen Deutschen und Amerika- 
nern zu säen? 


143. Abgeordneter 

Hansen 

(SPD) 


Trifft es zu, daß sich die Botschaft der Bundes- 
republik Deutschland in Athen bei der Stadt- 
verwaltung und der Universität Würzburg mit 
einer Empfehlung für den ehemaligen Kultus- 
minister und Anhänger der 1974 abgetretenen 
griechischen Militärdiktatur, Tsakonas, sowohl 
schriftlich als auch fernmündlich eingesetzt hat? 
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144. Abgeordneter Ist die Erteilung einer Aufenthaltsgenehmi- 
Hansen gung für Herrn Tsakonas durch den Freistaat 

(SPD) Bayern und die Anstellung als Lektor an der 

Universität Würzburg ganz oder teilweise das 
Ergebnis der Bemühungen der deutschen Bot- 
schaft? 


Sieht die Bundesregierung in der Empfehlung 
der deutschen Botschaft in Athen für den ehe- 
maligen Kultusminister der griechischen Mili- 
tärdiktatur, Tsakonas, an Stadtverwaltung und 
Universität Würzburg eine Belastung für das 
Verhältnis zwischen der deutschen Botschaft 
in Athen und damit der Bundesrepublik 
Deutschland und der demokratisch gewählten 
griechischen Regierung? 


146. Abgeordneter 

Friedrich 

(SPD) 


Hat es zwischen der Bundesregierung und der 
bayerischen Staatsregierung Beratungen oder 
Informationsgespräche gegeben, die von einer 
Empfehlung der deutschen Botschaft in Athen 
ausgingen und die Anstellung des früheren 
Athener Kultusministers in der griechischen 
Junta, Demetrios Tsakonas, an der Würzbur- 
ger Universität in einem Vertragsverhältnis 
bewirkt haben? 
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B. Schriftliche Fragen gemäß IV. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


1. Abgeordneter 
Dr. Schulze- 
Vorberg 
(CDU/CSU) 


Sind die Bedenken des Roten Kreuzes nach 
Ansicht der Bundesregierung zu überwinden, 
wenn die betroffenen Kinder aus Vietnam und 
Kambodscha nur zeitweise — bis zur Wieder- 
herstellung normaler Bedingungen im Heimat- 
land — als Gäste in der Bundesrepublik aufge- 
nommen werden? 


2 . Abgeordneter Wird die Bundesregierung sich darum bemü- 
Gierenstein hen, unter den Mitgliedern des Nordatlanti- 

(CDU/CSU) sehen Bündnisses und der Europäischen Ge- 

meinschaft eine gemeinsame außenpolitische 
Haltung dahin gehend herbeizuführen, daß der 
Regierung in Hanoi als dem neuerlichen Ag- 
gressor in Vietnam keine Investitionskredite 
eingeräumt werden, und was hat die Bundes- 
regierung in dieser Richtung bereits getan? 


3. Abgeordneter 

Dr. Beermann 
(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Empfeh- 
lungen der deutsch-polnischen Schulbuchkom- 
mission, und welche Maßnahmen hat sie bzw. 
wird sie ergreifen, damit diese Empfehlungen 
in die deutschen Schulbücher möglichst schnell 
und umfassend Eingang finden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


4. Abgeordneter 

Nordlohne 


(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, die Arbeitszeit- 
verordnung für Bundesbedienstete dahin ge- 
hend zu ändern, daß bezüglich der Arbeitszeit 
am 24, und 31. Dezember gleiche Rechtsver- 
hältnisse in Bund und Ländern insoweit be- 
stehen, als Bundesbedienstete ihre Dienstbe- 
freiung an den beiden genannten Tagen künf- 
tig nicht mehr aus dem Gewohnheitsrecht, son- 
dern aus einem klaren Rechtsanspruch nach der 
Arbeitszeitverordnung ableiten können? 


5. Abgeordneter 
Sauer 
(Salzgitter) 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Tätig- 
keit der polnischen Organisation in der Bun- 
desrepublik Deutschland „Zgoda", „Deutsch- 
Polnische Gesellschaft" und „Bund der Polen" 
unter sicherheitspolitischen und gesellschafts- 
politischen Aspekten, und sind der Bundes- 
regierung die derzeitigen und bisherigen Fi- 
nanzquellen dieser Organisationen bekannt? 
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6. Abgeordneter 
Dr. Jobst 


(CDU/CSU) 


7. Abgeordneter 
Dr. Jobst 

(CDU/CSU) 


8. Abgeordneter 
Pfeffermann 
(CDU/CSU) 


9. Abgeordneter 
Pfeffermann 
(CDU/CSU) 


10. Abgeordneter 
Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 

11. Abgeordneter 
Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß durch die Neufassung der 
Trennungsgeldverordnung die „Einzugsgebie- 
te", innerhalb deren bei Versetzung kein Tren- 
nungsgeld mehr gezahlt wird, erheblich er- 
weitert wurden und dadurch auch für bereits 
vorher versetzte Beschäftigte von Bundesbe- 
hörden erhebliche Nachteile entstanden sind? 

ist es z. B. richtig, daß ein von Fürstenfeld- 
bruck nach München versetzter Beschäftigter 
des Bundes keinen Ersatz seiner entstehenden 
Fahrkosten mehr erhält, obwohl er wegen der 
Verkehrsverhältnisse und der innerörtlichen 
Gegebenheiten erheblich mehr als die als 
Höchstgrenze vorgesehenen 20 km von der 
Wohnung zur Dienststelle fahren muß, um 
ohne einen unangemessenen Zeitaufwand zu 
seiner Dienststelle zu gelangen, und sieht die 
Bundesregierung Möglichkeiten, hier generell 
oder zumindest bei Verkehrsverhältnissen wie 
in München Abhilfe zu schaffen? 

Hält die Bundesregierung die z. B. an Schulen 
in regelmäßigen Abständen durchgeführten 
Luftschutzübungen in der Art, wie sie durch- 
geführt werden, noch für zeitgemäß? 

ln welcher Weise beabsichtigt die Bundesre- 
gierung, die Situation der zivilen Verteidigung 
besonders im Sektor Luftschutz für die Zivil- 
bevölkerung zu verbessern? 

Welche deutschen Rundfunkstationen in der 
Bundesrepublik Deutschland beenden ihre täg- 
lichen Programme mit der Nationalhymne? 


Welche Rundfunkstationen verzichten unter 
welcher Begründung darauf, ihr tägliches Pro- 
gramm mit der Nationalhymne zu beenden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


12. Abgeordneter 

Dr. Schwörer 


(CDU/CSU) 


Nachdem der Zentralbankrat sich erneut am 
6. März 1975 zu einer Auflockerung der Geld- 
und Kreditpolitik entschlossen und damit eine 
Orientierung für die augenblickliche konjunk- 
turelle Situation gegeben hat, frage ich in die- 
sem Zusammenhang die Bundesregierung, ob 
sie bereit ist, die Lastenausgleichsbank sowie 
die Kreditanstalt für Wiederaufbau dazu zu 
veranlassen, durch Zinssenkung vor allem bei 
Darlehen für gewerbliche Investitionen in För- 
dergebieten und Darlehen für Umweltschutz- 
anlagen, einen Beitrag zur Stärkung der Inve- 
stitionsbereitschaft und damit der Arbeits- 
platzsicherung zu leisten? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


13. Abgeordneter 
Schröder 
(Lüneburg) 
(CDU/CSU) 


14. Abgeordneter 

Gierenstein 


(CDU/CSU) 


15. Abgeordneter 

Dr. Holtz 


(SPD) 


16. Abgeordneter 
Dr. Holtz 


(SPD) 


Welches sind die Ursachen für die Minderaus- 
gabe in Höhe von 38 Millionen DM bei der 
Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der re- 
gionalen Wirtschaftsstruktur" und von 54 Mil- 
lionen DM bei dem einmaligen Sonderpro- 
gramm für Gebiete mit speziellen Struktur- 
problemen im Haushaltsjahr 1974? 

Erscheint es der Bundesregierung auch nach 
den Erfahrungen während des 1. Quartals 1975 
gerechtfertigt, von einem Zuwachs der Entgelte 
in Höhe von 9‘Vo im Jahr 1975 auszugehen, 
und läßt die Enwicklung auf dem Arbeitsmarkt 
im 1. Quartal 1975 es angezeigt erscheinen, 
von einer Arbeitslosenquote von 3”/o im Jahr 
1975 auszugehen? 

Ist bei den deutschen Investitionen im Abbau 
von Blei und Zink in Chile in Höhe von 
35,6 Millionen US-Dollar (NZZ, 8. April 1975) 
die Bundesregierung in Form von Krediten, 
Bürgschaften oder Garantien beteiligt? 

Welche Firmen sind an dem Investitionspro- 
jekt in Aysen, Chile, beteiligt? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 


17. Abgeordneter 
Niegel 

(CDU/CSU) 


18. Abgeordneter 

Eigen 

(CDU/CSU) 


19. Abgeordneter 

Eigen 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß im einzelbetrieblichen Förde- 
rungsprogramm (sogenanntes Ertl-Programm) 
in diesem Jahr insgesamt 4680 Betriebe ge- 
fördert werden können, und wie verteilen sich 
diese auf die einzelnen Länder in absoluter 
Zahl und in Relation zu den Vollerwerbsbe- 
trieben? 

Welche Maßnahmen beantragt die Bundesre- 
gierung im Ministerrat der EG in Brüssel, um 
die Magermilchpulverbestände auf eine Weise 
abzubauen, die die Milcherzeuger in der Bun- 
desrepublik Deutschland nicht belastet? 

Bei welchen Getreideverarbeitungsproduktio- 
nen wird der Grenzausgleich abgebaut, auf 
welche Weise werden Altkontrakte berück- 
sichtigt und wie wirkt sich der Abbau des 
Grenzausgleichs auf den Getreidemarkt in der 
Bundesrepublik Deutschland aus? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnimg 


20. Abgeordneter 
Schmidt 
(Kempten) 
(FDP) 


Teilt die Bundesregierung meine Auffassung, 
daß der gesetzliche Zeitraum für die Leistung 
von Schlechtwettergeld an Bauarbeiter (1. No- 
vember bis 31. März) durch eine flexiblere 
Regelung ersetzt werden sollte, bei der auf die 
tatsächlichen Witterungsverhältnisse abge- 
stellt wird? 


21. Abgeordneter 

Dr. Jenninger 
(CDU/CSU) 


Ist beabsichtigt, die derzeitige Regelung beizu- 
behalten, bei der Rentenansprüche von ins 
Ausland abgewanderten Bundesbürgern in 
dem Augenblick verfallen, in dem sie eine 
neue Staatsangehörigkeit erwerben? 


22. Abgeordneter Wie viele Absolventen des zweiten juristi- 
Dr. Wittmann sehen Staatsexamens beziehen derzeit in der 
(München) Bundesrepublik Deutschland Arbeitslosenhilfe? 

(CDU/CSU) 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


23. Abgeordneter 

Schreiber 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, ob von Kreis- 
wehrersatzämtern die Namen und Adressen 
von Bundeswehroffizieren i. R. an Privatper- 
sonen weitergegeben werden und wenn ja, 
zu welchen Zwecken? 


24. Abgeordneter 

Schreiber 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Tat- 
sache, daß Privatpersonen ehemalige Ange- 
hörige der Reichswehr, der Wehrmacht und 
Bundeswehroffiziere i. R. zu Kameradschafts- 
treffen einladen und diese Einladungen nach 
ihrem Namen mit den Bezeichnungen „SS- 
Sturmbannführer und Major der Waffen-SS 
a. D." unterzeichnen? 


25. Abgeordneter 
Haase 

(Kellinghusen) 

(SPD) 


Welche Vorstellung hat die Bundesregierung 
über die Anschlußverwendung des mit dem 
31. März 1975 endgültig aufgelösten Bundes- 
wehrkrankenhauses in Glückstadt, insbeson- 
dere, zu welchen Bedingungen wird die zu- 
ständige Bundesvermögensverwaltung das Ob- 
jekt für eine Anschlußnutzung veräußern bzw. 
verpachten? 


26. Abgeordneter 
Haase 

(Kellinghusen) 

(SPD) 


Welche Gründe haben Vorgelegen, die Auflö- 
sung des Bundesv/ehrkrankenhauses zu voll- 
ziehen, ohne daß vorher über eine Anschluß- 
nutzung der Liegenschaft entschieden war? 
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27. Abgeordneter 

Ey 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, bei Studieren- 
den an Fachhochschulen, deren Ausbildung in 
der Regel mit dem 22. Lebensjahr abgeschlos- 
sen ist, von einer Einberufung zum Bundes- 
wehrdienst während der Studienzeit abzuse- 
hen und diese erst nach Abschluß des Studiums 
vorzunehmen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


28. Abgeordneter 
Dr. Götz 
(CDU/CSU) 


Wie haben sich in den einzelnen Bundeslän- 
dern die Zahlen der von den zuständigen Gut- 
achterstellen genehmigten Schwangerschafts- 
abbrüchen in den Jahren von 1970 bis 1974 und 
in den einzelnen Monaten des Jahres 1974 ent- 
wickelt, aus welchen Gründen sind diese Be- 
willigungen ausgesprochen worden und in wel- 
chem Umfang sind beantragte Schwanger- 
schaftsabbrüche abgelehnt worden? 


29. Abgeordneter Wie haben sich die Zahlen der bewilligten 
Dr. Götz Schwangerschaftsabbrüche entwickelt, die nicht 

(CDU/CSU) zur Ausführung gekommen sind? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


30. Abgeordneter 

Müz 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, in Zusammen- 
arbeit mit der Deutschen Bundesbahn und 
der Deutschen Bundespost dafür zu sorgen, 
daß der öffentliche Personennahverkehr im 
Bereich der Gemeinde Hellenthal Kreis Eus- 
kirchen zur Landesgrenze nach Rheinland-Pfalz 
und dem Königreich Belgien so gestaltet wird, 
daß die Arbeitnehmer aus dem Raum Rhein- 
land-Pfalz und dem Königreich Belgien mit öf- 
fentlichen Verkehrsmitteln ihre Arbeitsplätze 
in der Gemeinde Hellenthal erreichen können? 


31. Abgeordneter 

Braun 


(CDU/CSU) 


Wann wird die Bundesregierung die Überprü- 
fung des Bedarfsplans für die Bundesfem- 
straßen abgeschlossen haben, nachdem das Er- 
gebnis der Überprüfung in der Fragestunde 
am 16./17. Januar 1974 für Ende 1974 und am 
27. Dezember 1974 für das Frühjahr 1975 in 
Aussicht gestellt wurde? 
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32. Abgeordneter 
Braun 
(CDU/CSU) 


33. Abgeordneter 
Gnädinger 
(SPD) 


34. Abgeordneter 
Dr. Schmitt- 
Vodcenhausen 


(SPD) 


35. Abgeordneter 

Dr. Schmitt- 
Vockenhausen 
(SPD) 

36. Abgeordneter 

Milz 

(CDU/CSU) 


37. Abgeordneter 
Hussing 
(CDU/CSU) 


38. Abgeordneter 
Hussing 
(CDU/CSU) 


39. Abgeordneter 

Spranger 

(CDU/CSU) 


Wird die Bundesregierung dem vorliegenden 
Antrag folgen, der eine Erhöhung der Dring- 
lichkeitsstufe der Entlastungsstraße Wermels- 
kirchen (B 51) vorsieht? 

Trifft es zu, daß in einzelnen Bundesländern 
körperbehinderten Autofahrern das Parken im 
eingeschränkten Halteverbot und kostenlose 
Benutzung gebührenpflichtiger Parkplätze er- 
laubt ist und wenn ja, welche Möglichkeiten 
bestehen, diese Regelung auf das ganze Bun- 
desgebiet auszudehnen? 

Ist die Bundesregierung bereit, gemeinsam mit 
der französischen Regierung zu prüfen, ob als 
Alternative zu den vier geplanten Stauhaltun- 
gen am Oberrhein unterhalb Straß burg/Kehl 
die Erosionskraft des Oberrheinstroms in drei 
künstlichen Mäandern abgebremst und damit 
die gefährliche Tiefenerosion verhindert wer- 
den kann? 

Welche Rheinbrücken zwischen Mainz und 
Ludwigshafen sind vorgesehen, und welche 
Zeitpläne bestehen dafür? 


Trifft die Aussage, die der Parlamentarische 
Staatssekretär beim Bundesminister für Ver- 
kehr, Jung, am 25. März 1975 auf einer Ver- 
anstaltung in Euskirchen gemacht hat, zu, wo- 
nach in den nächsten Jahren nicht mehr damit 
gerechnet werden könne, daß die Autobahn 
A 1 durch die Eifel nach Rheinland-Pfalz wei- 
tergebaut werden würde und daß „in Wiß- 
kirchen Schluß ist"? 

Steht die Tatsache, daß der libanesische Kauf- 
mann Albert Abela am 1. Dezember 1972 eine 
Spende in Höhe von 200 000 DM an die Sozial- 
demokratische Partei Deutschlands entrichtet 
hat, in einem Zusammenhang mit dem Ver- 
tragsabschluß mit der Frankfurter Flughafen 
AG zur Betriebsführung der Tiefgarage? 

Welche Konsequenzen zieht die, Bundesregie- 
rung als einer der Kapitaleigner der Frank- 
furter Flughafen AG aus den millionenschwe- 
ren Rückständen bei der Betriebsführung der 
Tiefgarage der Flughafen AG, die zu einer 
Vertragsauflösung und zur Übernahme der 
Tiefgarage in die Regie der Flughafen AG 
geführt haben? 

Teilt der Bundesverkehrsminister die Auffas- 
sung, daß die Bundesbahndirektion Nürnberg 
vor ihrem Entschluß, die Strecke Roth — Feucht 
auszubauen, die Notwendigkeit dieser Strecke 
auch unter dem Gesichtspunkt einer Kosten- 
Nutzen- Analyse durch unabhängige Gutachter 
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hätte feststellen lassen müssen, und kann dem 
Festhalten der Bundesbahndirektion Nürnberg 
an diesem Projekt ohne ein derartiges Gut- 
achten entnommen werden, daß seitens der 
Bundesbahndirektion immer noch am Projekt 
eines Rangierbahnhofs im südlichen Reichs- 
wald bei Nürnberg festgehalten wird? 


40. Abgeordneter 
Spranger 
(CDU/CSU) 


Sind dem Bundesverkehrsminister die Vor- 
stellungen des Bundes „Naturschutz in Bayern 
e. V.“ und des Bürgerkomitees gegen den 
Rangierbahnhof in Wendelstein bekannt, und 
in welchem Umfang ist der Bundesverkehrs- 
minister bereit, diese Vorstellungen auch ge- 
genüber der Bundesbahndirektion Nürnberg zu 
vertreten? 


41. Abgeordneter 
Biechele 
(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die auf 
den Schweizer Bodenseeschiffen „Thurgau'\ 
„Zürich'' und „St. Gallen" fahrenden Besat- 
zungen von vier auf drei Mann reduziert wer- 
den sollen, und stimmt die Bundesregierung 
der Befürchtung des Internationalen Verbands 
der Bodenseekapitäne zu, daß dadurch die 
Sicherheit auf den Schiffen und damit wohl 
auch die Verkehrssicherheit auf dem Boden- 
see gefährdet wird? 


42. Abgeordneter 
Biechele 


(CDU/CSU) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, diese mögliche Gefährdung der Sicherheit 
auch deutscher Passagiere zu verhindern, nach- 
dem die zuständigen deutschen und Österreichi- 
schen Behörden aus Gründen der Sicherheit 
nicht daran denken, die Besatzungen ihrer 
Bodenseeschiffe zu reduzieren? 


43. Abgeordneter 
Sauer 
(Salzgitter) 

(CDU/CSU) 


Welche Strecken der Deutschen Bundesbahn 
befinden sich zur Zeit im Prüf ungs verfahren 
mit dem Zweck einer späteren Stillegung, und 
welche Auflösungsmaßnahmen von Stückgut- 
bahnhöfen sind der Bundesregierung inner- 
halb des Verwaltungsbezirks Braunschweig 
bekannt? 


44. Abgeordneter 
Dr. Wittmann 
(München) 
(CDU/CSU) 


Ist die Satzung der Krankenversorgung der 
Bundesbahnbeamten in ihrer seit 1. Juni 1974 
geltenden Fassung insoweit mit dem Grund- 
gedanken des sozialen Rechtsstaats vereinbar, 
als sie in § 22 Abs. 5 Buchstabe c die Mitver- 
sicherung des Ehegatten mit der Auflösung 
der Ehe enden läßt, andererseits nach § 19 
Abs. 1 Buchstabe c erst beim Tod des geschie- 
denen Ehemannes einen Wiedereintritt in die 
Krankenversicherung zuläßt, und was gedenkt 
die Bundesregierung im Rahmen ihrer Rechts- 
aufsicht über die Deutsche Bundesbahn gegen 
derartige Regelungen zu unternehmen? 
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45. Abgeordneter 

Dr. Kunz 
(Weiden) 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, das in der 
Fragestunde vom 9. April 1975 (zu Frage Nr. 
85) angeführte Vorhaben, die Infrastruktur in 
der nördlichen Oberpfalz auszubauen, dahin 
gehend zu präzisieren, daß sie als Ausgleich 
für die dort bereits erfolgten und noch vorge- 
sehenen Rationalisierungsmaßnahmen von 
Bundesbahn und Bundespost den Mittelpunkt 
der nördlichen Oberpfalz, Weiden, beschleunigt 
zu einem Autobahnknotenpunkt ausgestaltet, 
und in welcher Zeit hält sie dies für durch- 
führbar? 


46. Abgeordneter 
Kroll-Schlüter 
(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß Beamte des gehobenen nicht- 
technischen Dienstes mit Abitur im Landes- 
und Kommunaldienst bereits nach einem Jahr 
zum Oberinspektor befördert werden, bei der 
Deutschen Bundespost dagegen erst nach der 
Regelzeit von drei Jahren, und. beabsichtigt 
die Bundesregierung, eine Gleichstellung her- 
beizuführen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 


47. Abgeordneter 
Zebisch 
(SPD) 


Welche Erklärung hat die Bundesregierung für 
die Tatsache, daß trotz einer laufenden Steige- 
rung der Zahl der Wohngeldempfänger und 
einer starken Ausweitung der Wohngeldlei- 
stungen Familien mit Kindern als Wohngeld- 
empfänger nach wie vor weit unterrepräsen- 
tiert sind? 


48. Abgeordneter 
Zebisch 


(SPD) 


Ist eine der Ursachen für diese Entwicklung 
darin zu sehen, daß immer noch nicht aus- 
reichender Wohnraum für Familien mit Kin- 
dern angeboten wird, und was wird die Bun- 
desregierung unternehmen, um einen hier ge- 
gebenenfalls zu registrierenden Nachholbedarf 
so bald wie möglich zu befriedigen? 


49. Abgeordneter Treffen Meldungen (Wirtschaftswoche vom 
Engelhard 4. April 1975, Seite 10) zu, wonach das Wohn- 

(FDP) geld nach einer letzten Erhöhung am 1. Ja- 

nuar 1974 erneut erhöht werden soll? 


50. Abgeordneter 
Engelhard 
(FDP) 


Wenn ja, wie ist dies mit der Tatsache zu 
vereinbaren, daß ein entsprechender Wohn- 
geld- und Mietenbericht, dem angesichts der 
angespannten Haushaltslage besondere Bedeu- 
tung zukommt, noch nicht vorliegt? 
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Gesdiäftsbereidi des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 


5L Abgeordneter 
Sdiröder 
(Lüneburg) 

(CDU/CSU) 


Aus welchen Gründen fehlt in dem vom Bun- 
desministerium für innerdeutsche Beziehungen 
herausgegebenen Merkblatt „Reisen in die 
DDR“ für 1975 bei der Aufzählung der grenz- 
nahen Landkreise und kreisfreien Städte der 
Bundesrepublik Deutschland, deren Einwohner 
in grenznahe Städte und Landkreise der DDR 
einreisen können, die Angabe des Landkreises 
Lüchow-Dannenberg? 


52. Abgeordneter 
Hösl 

(CDU/CSU) 


Wie rechtfertigt die Bundesregierung die Be- 
zeichnung der Bundesrepublik Deutschland als 
„BRD“ in der Neuauflage 1975 des Seminar- 
materials des Gesamtdeutschen Instituts über 
„Die Berlin-Regelung“? 


53. Abgeordneter 
Roser 


(CDU/CSU) 


Trifft die Meldung der „Welt“ vom 11. April 
1975 zu, dem Erzbischof von Paderborn sei von 
den „DDR"-Behörden die Einreise nach Magde- 
burg verweigert worden, und wie beurteilt 
— bejahendenfalls — die Bundesregierung dies 
im Hinblick auf die mit dem Grundlagenver- 
trag angestrebte Entwicklung? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Forschung und Technologie 


54. Abgeordneter 
Lenzer 


(CDU/CSU) 


Bei welchen Auslandsvertretungen unterhält 
die Bundesrepublik Deutschland einen Refe- 
renten für Wissenschaft und Forschung, und 
ist gegebenenfalls daran gedacht, diesen Kreis 
zu erweitern? 


55. Abgeordneter 
Lenzer 
(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Mög- 
lichkeit, eine zentrale Institution (evtl, im 
Rahmen eines bereits bestehenden Großfor- 
schungszentrums) mit den Fragen des Techno- 
logietransfers in Staaten, mit denen Zusam- 
menarbeit auf dem Gebiet der Forschung und 
Technik vereinbart ist, zu betrauen? 


56, Abgeordneter 
Dr. Stavenhagen 
(CDU/CSU) 


Warum wird der erste „Duo“ -Bus für den öf- 
fentlichen Nahverkehr, der wahlweise seine 
elektrische Antriebsenergie von einer Ober- 
leitung oder von mitgeführten Batterien be- 
zieht, im Wahlkreis des Parlamentarischen 
Staatssekretärs beim Bundesminister für For- 
schung und Technologie, Dr. Volker Hauff, ein- 
gesetzt, und welche Kosten sind hierbei den 
Esslinger Verkehrsbetrieben entstanden? 
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57. Abgeordneter 
Dr. Stavenhagen 
(CDU/CSU) 


Welche Beträge aus dem Einzelplan 30 (Haus- 
halt des Bundesministers für Forschung und 
Technologie) sind 1974 in die Wahlkreise des 
Bundesministers für Forschung und Technolo- 
gie, Hans Matthöfer, und seines Parlamentari- 
schen Staatssekretärs, Dr. Volker Hauff, ge- 
flossen, und welche Beträge werden 1975 nach 
gegenwärtigem Stand der Projekte in diese 
Wahlkreise fließen? 


58. Abgeordneter 
Peter 


(SPD) 


In welcher Höhe hat die Bundesregierung seit 
1969 Mittel für die Saarbergwerke als Anteils- 
eigner oder aus anderen Gründen zur Verfü- 
gung gestellt, und in weicher Höhe finanziert 
der Bund die einzelnen Forschungsvorhaben 
der Saarbergwerke, die zur Zeit unter finan- 
zieller Beteiligung des Bundes durchgeführt 
werden bzw. für 1975 verbindlich vorgesehen 
sind? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


59. Abgeordneter 

Dr. Schulze- 

Vorberg 

(CDU/CSU) 


Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung 
ergriffen, um durch tatsächliche Nutzung der 
bestehenden Ausbildungsmöglichkeiten und 
durch Schaffung zusätzlicher Ausbildungsstel- 
len, insbesondere bei der Deutschen Bundes- 
bahn und der Deutschen Bundespost, zur Be- 
kämpfung der Jugendarbeitslosigkeit beizu- 
tragen, und könnten nach Auffassung der Bun- 
desregierung auch die Werkstätten der Bun- 
deswehr zusätzliche Ausbildungsmöglichkeiten 
schaffen? 


60, Abgeordneter 
Peter 


(SPD) 


Auf welche Höhe beläuft sich der bisher ge- 
zahlte Anteil des Bundes an der Finanzierung 
des Schulzentrums in Türkismühle/Saarland, 
und wie lange wird das Modell noch vom 
Bund gefördert? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 


61. Abgeordneter 

Roser 


(CDU/CSU) 


Trifft die Meldung der „Welt" vom 9. April 
1975 zu, das Bundesministerium für wirt- 
schaftliche Zusammenarbeit wolle an Ceylon 
20 Millionen DM projektgebundene Entwick- 
lungshilfe leisten, obwohl das mitbeteiligte 
Kuweit als Generalvertragspartner der ceylo- 
nesischen Regierung die Bundesregierung habe 
wissen lassen, bei der Auftragsvergabe wür- 
den nur solche deutschen Firmen berücksich- 
tigt, die nicht auf der arabischen Boykottliste 
stehen, und wie rechtfertigt — bejahenden- 
falls — - die Bundesregierung diese Politik? 


Bonn, den 11. April 1975 
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